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Zusammenfassung 

Die Landtagswahl in Baden-Württemberg im März 2026 stellt den ersten 

großen Stimmungstest für die Bundesregierung von Kanzler Friedrich Merz 

dar. Gleichzeitig ist Baden-Württemberg eines der Bundesländer, das – als 

wichtiger Standort der deutschen Automobilindustrie und ihrer 

Zulieferbetriebe – besonders von der durch Klimawandel und die 

internationale Konfliktkonstellation getriebenen Transformationspolitik 

betroffen ist. Vor dem Hintergrund der geringen Zustimmungswerte der 

Bundesregierung aus Christ- und Sozialdemokraten sowie des 

angekündigten Stellenabbaus in der Automobilindustrie in Baden-

Württemberg, dem sich die amtierende Landesregierung aus Grünen und 

CDU konfrontiert sieht, stellt sich die Frage, wie sich diese 

Gesamtkonstellation auf die Ergebnisse der Landtagswahl auswirken wird. 

Im vorliegenden Beitrag wird – mit Rückgriff auf die Entwicklung der 

Parteienstärke in Baden-Württemberg in den letzten zehn Jahren und der 

programmatischen Ausrichtung der Parteien – diskutiert, wie das 

Wahlergebnis ausfallen kann. Zudem wird analysiert, wie sich die 

Regierungsbildung gestalten wird und wie die Auswirkungen auf landes- 

und bundespolitischer Ebene ausfallen können. Dies ist gerade vor dem 

Hintergrund der Stärke der Alternative für Deutschland (AfD) einerseits 

sowie der aktuellen wirtschafts- und gesellschaftspolitischen 

Herausforderungen andererseits von hoher politischer Relevanz. 

 



 

Résumé 

Les élections régionales dans le Bade-Wurtemberg en mars 2026 

constitueront le premier grand test pour le gouvernement fédéral du 

chancelier Friedrich Merz. Le Bade-Wurtemberg, pôle majeur de l’industrie 

automobile allemande et de ses sous-traitants, est l’un des Länder les plus 

touchés par les politiques d’adaptation au changement climatique et aux 

conflits internationaux. Dans quelle mesure la popularité en berne du 

gouvernement fédéral rassemblant la CDU/CSU et le SPD affectera-t-elle 

les élections régionales ? En quoi le gouvernement régional formé par les 

Verts et la CDU peinera-t-il à convaincre face à la vague de licenciements au 

sein de l’industrie automobile ? Les résultats de ces élections pourraient 

avoir des répercussions sur le plan fédéral, tant elles concernent le cœur de 

l’industrie allemande, qui connaît une profonde remise en question sur 

fond d’une performance économique au ralenti au cours des trois dernières 

années. Alors que le parti d’extrême droite Alternative für Deutschland 

(AfD), arrivé à la deuxième place aux élections fédérales de février 2025, 

pourrait atteindre un score inédit dans ce Land, quelles mutations 

profondes sur les plans sociopolitique et économique cela révèlerait-il tant 

sur le plan régional que fédéral ? 
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Einleitung 

Landtagswahlen in Deutschland und ihre Ergebnisse werden vielfach als 

Evaluierungen für die jeweils amtierenden Bundesregierungen angesehen. 

Diese Perspektive steht im Einklang mit der Literatur zu sogenannten 

„second order elections“1: Wahlen zu regionalen Parlamenten, zum 

Europäischen Parlament, die „midterm elections“ zum US-amerikanischen 

Repräsentantenhaus und Senat sowie „by-elections“ zum britischen 

Unterhaus werden von Wählern durchaus genutzt, um den die nationale 

Regierung tragenden Parteien ein Zwischenzeugnis auszustellen2. Vor 

diesem Hintergrund und angesichts der schlechten Noten, die die 

Deutschen dem seit Mai 2025 amtierenden Kabinett von Bundeskanzler 

Friedrich Merz (CDU) und seiner Koalition aus CDU, CSU und SPD geben, 

sollten vor allem Christ- und Sozialdemokraten dem Ausgang der 

Landtagswahl in Baden-Württemberg bange entgegensehen.  

Gleichzeitig wird das Wahlverhalten bei Landtagswahlen in 

Deutschland – wie auch bei Regionalwahlen in anderen Demokratien – von 

landesspezifischen Faktoren und politisch-kulturellen Traditionslinien 

bestimmt. Baden-Württemberg war lange Zeit eine Hochburg der 

Christdemokraten. Sie regierten im Südwesten Deutschlands von 1972 bis 

1992 mit absoluten Mandatsmehrheiten und konnten somit über 20 Jahre 

allein die Regierung stellen. Im Kontext der Reaktorkatastrophe im 

japanischen Fukushima im März 2011 und der teils gewalttätigen 

Auseinandersetzungen um das Bahnhofsausbauprojekt „Stuttgart 21“ 

wurde die CDU 2011 zum ersten Mal seit 1953 in Baden-Württemberg auf 

die Oppositionsbänke geschickt3. Seitdem stellen – auch dies ein Novum in 

Deutschland – Bündnis 90/Die Grünen mit Winfried Kretschmann den 

Ministerpräsidenten. War die CDU 2011 noch stärkste Partei, fiel sie 2016 

und 2021 hinter Bündnis 90/Die Grünen zurück und wurde Juniorpartner 

der Grünen, nachdem die 2011 gebildete grün-rote Regierungskoalition 

2016 ihre Mehrheit verlor. Die Wahlerfolge der Grünen in Baden-

Württemberg und damit insbesondere das Erringen der Position der 

größten Partei und Parlamentsfraktion 2016 und 2021 hingen jedoch 

massiv mit den hohen Popularitätswerten von Ministerpräsident 

 

 

1. K. Reif und H. Schmitt, „Nine Second‐order National Elections–a Conceptual Framework for the 

Analysis of European Election Results“, European Journal of Political Research, Nr. 8, 1980, S. 3-44. 

2. Siehe auch J. Müller und M. Debus, „ ‚Second order‘ “ - Effekte und Determinanten der individuellen 

Wahlentscheidung bei Landtagswahlen: Eine Analyse des Wahlverhaltens im deutschen 

Mehrebenensystem“, Zeitschrift für Vergleichende Politikwissenschaft, 2012/1, Nr. 6, S. 17-47. 

3. Für eine Übersicht vgl. U. Wagschal, U. Eith und M. Wehner, Der historische Machtwechsel:  

Grün-Rot in Baden-Württemberg, Baden-Baden, Nomos, 2013. 
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Kretschmann zusammen4. Dieser tritt jedoch zur Wahl 2026 nicht erneut 

als Spitzenkandidat der Grünen an.  

Somit ergibt sich ein offenes Rennen mit unbekanntem Ausgang, der 

sowohl von der bundespolitischen Stimmungslage als auch der neuen 

personalpolitischen Konstellation auf landespolitischer Ebene abhängt: die 

Grünen treten mit einem neuen, aber durchaus bekannten 

Spitzenkandidaten an – dem früheren Bundeslandwirtschaftsminister Cem 

Özdemir, der bei der Bundestagswahl 2017 einer der beiden 

Spitzenkandidaten der Grünen auf Bundesebene war –, liegen jedoch 

momentan in den Umfragen knapp hinter den Christdemokraten. Diese 

haben ebenfalls einen neuen Spitzenkandidaten aufgestellt: den seit 2023 

amtierenden CDU-Landesvorsitzenden und tendenziell unbekannten  

37-jährigen Manuel Hagel. Hinzu kommt die Unklarheit, wie stark die 

rechtspopulistische und in Teilen rechtsextreme AfD abschneiden wird. In 

Umfragen liegt sie momentan bei ca. 20%. Hinzu kommen Neuerungen 

beim Wahlsystem und beim Wahlrecht: so sind nicht nur zum ersten Mal 

auch 16- und 17-jährige in Baden-Württemberg bei einer Landtagswahl 

wahlberechtigt, was die Anzahl der Wahlberechtigten auf 7,7 Millionen 

Personen erhöht und somit die zentrale Rolle des Bundeslands Baden-

Württemberg – nach den einwohnerstärkeren Ländern Nordrhein-

Westfalen und Bayern – für die Politik in Deutschland nochmals 

verdeutlicht. Zum anderen haben die Wählerinnen und Wähler zum ersten 

Mal zwei Stimmen bei einer baden-württembergischen Landtagswahl, mit 

der sie – wie bei der Bundestagswahl und in nahezu allen anderen 

Bundesländern – mit der Erststimme über einen Wahlkreiskandidaten und 

mit der Zweitstimme über die Stärke der Parteien im Landtag entscheiden 

können.   

 

 

4. Vgl. O. W. Gabriel und B. Kornelius, „Die baden-württembergische Landtagswahl vom 13. März 2016: 

Es grünt so grün“, Zeitschrift für Parlamentsfragen, 2016/3, Nr. 47, S. 497-518; M. Debus, 

„Parteienwettbewerb und Koalitionsbildung in Baden-Württemberg im Rahmen der Landtagswahl 

2021“ in: F. Hörisch und S. Wurster (Hrsg.), Kiwi im Südwesten: Eine Bilanz der zweiten Regierung 

Kretschmann 2016-2021, Wiesbaden, Springer VS, 2021, S. 21-41. 
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Tabelle 1: Aktuelle Umfragewerte für die Landtagswahl  

in Baden-Württemberg  

 
Infratest dimap 

26.02.2026 

Forschungsgruppe 
Wahlen 

27.02.2026 

Bündnis 90/Die Grünen 27% 25% 

CDU 28% 27% 

SPD 7% 9% 

FDP 6% 6% 

AfD 18% 19% 

Linke 5,5% 6% 

Sonstige 8,5% 8% 

Quelle: www.wahlrecht.de, Februar 2026. 

 

Die AfD profitiert nicht nur von der schwachen Performanz der 

Bundesregierung, sondern auch von der insbesondere in Baden-

Württemberg sichtbar zu Tage tretenden Wirtschaftskrise. In dem 

Bundesland, das durch eine stark schwächelnde und von massivem 

Stellenabbau bedrohte Automobil(-zulieferer)industrie dominiert wird, 

haben es die beiden Regierungsparteien Grüne und CDU schwer, 

Verantwortung für die wirtschaftliche Lage von sich zu weisen. Die beiden 

anderen Oppositionsparteien im Stuttgarter Landtag neben der AfD – SPD 

und FDP – profitieren bislang kaum von der schlechten Evaluierung der 

wirtschaftlichen Lage, die sich durch die jüngsten transatlantischen 

Verwerfungen noch zuspitzen kann.  

Ziel dieses Beitrages ist es nachzuzeichnen, wie sich das baden-

württembergische Parteiensystem in den letzten Jahren entwickelt hat, 

welches Wahlergebnis zu erwarten ist und was – auch vor dem Hintergrund 

der programmatischen Ausrichtungen der baden-württembergischen 

Landesparteien – die Implikationen für Regierungsbildung in Stuttgart wie 

auch für die Stabilität der Bundesregierung von Kanzler Merz (CDU) ist. In 

diesem Kontext wird auch auf die wirtschaftspolitische Situation in Baden-

Württemberg eingegangen und diskutiert, wie diese auf den 

Parteienwettbewerb und das Wahlverhalten einwirkt und vor welche 

Herausforderungen die nächste Landesregierung insbesondere in 

ökonomischen Fragen gestellt werden wird. Um diese Fragen zu erörtern, 

gibt der folgende, zweite Abschnitt einen Überblick zur Stärke der Parteien 

in Baden-Württemberg zu allen Wahlen seit 2016. Im dritten Abschnitt 

wird die aktuelle Problemlage in Baden-Württemberg als auch in 

Deutschland, die sich insbesondere aus den Themen Wirtschaft und Arbeit, 

Einwanderung und Außen- und Verteidigungspolitik zusammensetzt, 

https://www.wahlrecht.de/umfragen/landtage/baden-wuerttemberg.htm%20(Abruf%20am%2011
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besprochen und deren Implikationen für den Ausgang der Landtagswahl 

diskutiert. Der vierte Abschnitt präsentiert die programmatische 

Ausrichtung der baden-württembergischen Parteien und damit deren 

Position zu zentralen Politikbereichen wie der Wirtschafts-, Sozial- und 

Infrastrukturpolitik einerseits und der Innen- und Gesellschaftspolitik 

andererseits. Dies erlaubt eine perspektivische Einschätzung, welche 

Koalitionsregierung nach der Landtagswahl die größten inhaltlichen 

Schnittmengen aufweisen kann, was im fünften Abschnitt. Abschließend 

werden die bundespolitischen Implikationen der Landtagswahl, gerade vor 

dem Hintergrund der Konflikte innerhalb der Berliner Regierungsparteien, 

diskutiert. Sollte die AfD wie auch die Linke, die bislang nie im Stuttgarter 

Landtag vertreten war, in Baden-Württemberg überdurchschnittlich gut 

abschneiden, wird dies nicht nur Auswirkungen auf die Regierungsbildung 

im Südwesten und die Dauer der Koalitionsverhandlungen haben, sondern 

kann auch die Diskussionen um den Umgang mit der AfD und der Linken 

insbesondere innerhalb der CDU und CSU befeuern.  

 



 

Die jüngere Entwicklung  

des Parteiensystems  

in Baden-Württemberg  

Die Frage, welche Partei als stärkste politische Kraft aus Wahlen 

hervorgehen und die Regierungsbildung übernehmen wird, war über 

Jahrzehnte hinweg in Baden-Württemberg weniger spannend. Dies änderte 

sich mit den Landtagswahlen 2011, 2016 und 2021. Zwar blieb die CDU 

2011 mit 39% der Stimmen noch mit deutlichem Abstand vor Bündnis 

90/Die Grünen stärkste Partei und Fraktion im Stuttgarter Landtag, jedoch 

musste sie zum ersten Mal in Baden-Württemberg seit 1953 die 

Regierungsverantwortung abgeben. Diese konnte sie infolge der 

Landtagswahl 2016 zwar wiedererlangen, jedoch nur als neuer 

Juniorpartner von Bündnis 90/Die Grünen, da es keine parlamentarische 

Mehrheit mehr für die Koalition aus Grünen und SPD gab5.  

Die Sozialdemokraten waren bis zur Landtagswahl 2011 stets 

zweitstärkste Kraft hinter der CDU. Zwar konnte die SPD nie das Amt des 

Ministerpräsidenten besetzen, war jedoch in zahlreichen Regierungen 

Baden-Württembergs vertreten. Gleiches gilt für die Freien Demokraten, 

die im Südwesten Deutschlands ihre traditionellen Hochburgen haben und 

– im Gegensatz zu allen anderen Bundesländern – noch nie aus dem 

Landtag Baden-Württembergs gewählt wurden. Jedoch kann die FDP nicht 

mehr an die Ergebnisse aus den 1950er- und 1960er-Jahren anknüpfen, als 

sie bei Landtagswahlen zwischen 13,1% und 18% der Stimmen erreichte. 

Stattdessen konnten die Grünen nicht nur zweistellige Ergebnisse von 

11,7% und 12,1% bei den Landtagswahlen 2006 und 1996 erzielen, sondern 

wurden mit 24,2% der Stimmen 2011 zweitstärkste und 2016 sowie 2021 

mit 30,3% bzw. 32,6% sogar stärkste Partei in Baden-Württemberg. 

Während die Republikaner6 1992 und 1996 mit 10,9% bzw. 9,1% der 

Stimmen in den Landtag einziehen konnten, gelang dies der zunehmend 

rechtsradikal ausgerichteten AfD bei der Landtagswahl 2016 mit 15,1% der 

Stimmen. Den Einzug in das Landesparlament verteidigte die AfD 2021 mit 

9,7% der Stimmen. Dem Erfolg von Republikanern und AfD ging in den 

 
 

5. Vgl. oben O. W. Gabriel und B. Kornelius, op. cit.; M. Debus, „Verrückte Verhältnisse? Wahlverhalten 

und Parteienwettbewerb in Baden-Württemberg zwischen 2011 und 2016“, in F. Hörisch und S. Wurster 

(Hrsg.), Das grün‐rote Experiment in Baden-Württemberg, Wiesbaden, Springer VS, 2017, S. 15-45. 

6. Die Republikaner waren eine Partei, die Ende der 1980er und in der ersten Hälfte der 1990er Jahre 

bei einigen Landtagswahlen Wahlerfolge erzielte und vom Bundesamt für Verfassungsschutz als 

rechtsextrem eingestuft wurde;  mittlerweile sind sie bedeutungslos geworden.  
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späten 1960er Jahren ein hoher Stimmenanteil für die rechtsextreme NPD 

voraus, die bei der Landtagswahl 1968 9,8% der Stimmen gewann, 

allerdings 1972 nach massiven Stimmenverlusten bei Wahlen in anderen 

deutschen Bundesländern nicht wieder kandidierte. Die Erfolge weit 

rechtsstehender bzw. rechtsextremer Parteien bei den baden-

württembergischen Landtagswahlen gingen immer einher mit 

wirtschaftspolitischen Krisensituationen wie 1968, 1992 und 1996 sowie 

gesellschaftspolitischen Konfliktkonstellationen wie den 

Migrationsströmen 2015/2016 und der Covid 19-Pandemie 2021. Auf 

kleinräumliche Gebietseinheiten bezogene Analysen historischer 

Zeitreihendaten machen jedoch auch deutlich, dass die AfD in Baden-

Württemberg dort eine deutlich höhere Unterstützung erhält, wo in 

früheren Zeitperioden rechtsradikale Parteien wie Republikaner und NPD 

überdurchschnittlich gut abschnitten7. Eine ideologisch weit links im 

politischen Spektrum stehende Partei konnte bislang nie in den Landtag 

Baden-Württembergs einziehen: Die Linke bzw. deren Vorläufer in 

Westdeutschland, die Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit 

(WASG), erreichten bei den Landtagswahlen zwischen 2006 und 2021 

maximal 3,6% der Stimmen. 

Vor dem Hintergrund dieser langfristigen Entwicklungen, die 

einerseits eine zunehmende Fragmentierung des baden-württembergischen 

Parteiensystems zeigen, andererseits auch einen Wandel in den 

Kräfteverhältnissen der Parteien nahelegen – so ist nicht mehr die SPD, 

sondern die Grünen die stärkste Partei links der Mitte bei Landtagswahlen 

–, stellt sich die Frage, ob diese Muster in der jüngeren Zeit stabil bleiben, 

wenn nicht nur Wahlen zum Landtag, sondern auch zum Bundestag und 

zum Europäischen Parlament berücksichtigt werden. Abbildung 1 weist die 

Stimmenanteile der von CDU, Bündnis 90/Die Grünen, SPD, FDP, AfD, der 

Linken und des 2025 neu gegründeten, wirtschaftspolitisch linken, 

gesellschaftspolitisch eher konservativen „Bündnis Sarah Wagenknecht – 

Vernunft und Gerechtigkeit“ (BSW) in Baden-Württemberg aus. Es wird 

deutlich, dass bei allen Wahlen, die nicht zum Landtag Baden-

Württembergs stattfanden, die CDU mit teils deutlichem Abstand stärkste 

Partei wurde. Dies war sowohl bei Bundestagswahlen als auch bei Wahlen 

zum Europäischen Parlament der Fall und deutet darauf hin, dass – 

wohlgemerkt trotz aller Kontextfaktoren, die Wahlen zum Bundestag und 

Europäischen Parlament beeinflusst haben – die Grünen Baden-

Württembergs ohne Ministerpräsident Kretschmann als Spitzenkandidaten 

deutlich schwächer abschneiden als bei Landtagswahlen, bei denen 

Winfried Kretschmann als amtierender Ministerpräsident der 

 
 

7. J. Kölzer, M. Debus und C. Stecker, „Alte Wurzeln, neue Wurzeln? Zum Einfluss früherer 

rechtsradikaler Unterstützung auf den AfD-Wahlerfolg bei der Europawahl 2024“, in 

Politische Vierteljahresschrift, 2025/4, Nr. 66, S. 847-865. 
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Spitzenkandidat der Grünen war.8 Des Weiteren erreicht die CDU bei 

Bundestags- oder Europaparlamentswahlen in Baden-Württemberg seit 

2017 bei weitem keine so guten Ergebnisse wie bei früheren 

Landtagswahlen in den 1980er oder 1990er Jahren. Allerdings scheint der 

Anteil der Unterstützer bei Wahlen stabiler zu sein als der der Grünen, so 

dass die Christdemokraten – auch ohne einen sehr bekannten 

Spitzenkandidaten wie zur Landtagswahl 2026 – auf ein solides 

Wählersegment bei der anstehenden Wahl hoffen kann.  

Die in Abbildung 1 dargelegten Ergebnisse der Parteien bei 

Bundestags-, Landtags- und Europawahlen in Baden-Württemberg zeigen 

des Weiteren, dass die AfD sich in Folge der Landtagswahl 2016, bei der sie 

zum ersten Mal in den Stuttgarter Landtag einzog, als weiteres Element im 

baden-württembergischen Parteiensystem fest etabliert hat. Die AfD schnitt 

bei keiner der in Abbildung 1 berücksichtigten Wahlen schlechter als 9,6% 

ab und konnte bei der Bundestagswahl 2025 mit 19,8% der Zweitstimmen 

nicht nur deutlich vor SPD und Bündnis 90/Die Grünen zweitstärkste 

Partei im Südwesten werden, sondern schnitt deutlich besser ab als in den 

westdeutschen Bundesländern insgesamt, wo die AfD 18% der 

Zweitstimmen erzielte. Die Sozialdemokraten konnten zwischen 2016 und 

2025 in Baden-Württemberg nur einmal – bei der Bundestagswahl 2021, 

bei der sie auf Bundesebene stärkste Partei wurden – ein Ergebnis erzielen, 

das über 20% der Stimmen lag. Ansonsten schwankten die Stimmenanteile 

der SPD zwischen 11 und 16,4% und waren damit weit entfernt von der 

jeweils stärksten Partei bei der entsprechenden Wahl. Die Resultate der 

Freien Demokraten in Baden-Württemberg machen deutlich, dass die FDP 

in der Tat in Baden-Württemberg noch immer einen Schwerpunkt hat und 

tendenziell überdurchschnittliche Ergebnisse bei Wahlen erzielt. Während 

die FDP bei der Bundestagswahl 2025 mit 4,3% deutlich die Fünf%-

Sperrklausel auf Bundesebene verfehlte, errang sie in Baden-Württemberg 

überdurchschnittliche 5,6% der Zweitstimmen. Auch bei der Wahl zum 

Europäischen Parlament 2024 erzielten die Liberalen im Südwesten mit 

6,8% der Stimmen deutlich mehr als die 5,2%, die die FDP bundesweit 

erreichte. Wie hoch das Potential für die FDP in Baden-Württemberg sein 

kann, machen nicht nur die Landtagswahlergebnisse 2016 und 2021 mit 8,3 

bzw. 9,7% der Stimmen deutlich, sondern auch die Resultate der 

Bundestagswahlen 2017 und 2021, bei denen die Partei 12,7 bzw. 15,3% der 

Zweitstimmen erreichte. Die Linke, die den Einzug in den Landtag Baden-

Württembergs mit Stimmenanteilen von weniger als 4% deutlich verfehlte, 

erzielte nur bei den Bundestagswahlen 2017 und 2025 Ergebnisse von 6,4 

bzw. 6,8%, die das Gewinnen von Mandaten im Parlament ermöglicht 

hätte, auch wenn diese Werte – vergleicht man sie mit dem Abschneiden 

der Linken in Westdeutschland – unter dem Durchschnitt aller 
 
 

8. Siehe U. Eith, „Baden-Württemberg unter grüner Führung. Bilanz zweier Regierungsperioden unter 

Winfried Kretschmann“, in Notes du Cerfa, Nr. 159, März 2021, verfügbar auf: www.ifri.org.  

https://www.ifri.org/de/notes/baden-wuerttemberg-unter-gruener-fuehrung-bilanz-zweier-regierungsperioden-unter-winfried
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westdeutschen Bundesländer liegen. Das BSW verfehlte ebenfalls die 

Sperrklausel bei der Bundestagswahl 2025 in Baden-Württemberg mit 4,1% 

der Stimmen deutlicher als auf Bundesebene, wo das BSW 4,98% der 

Stimmen erzielte, und errang auch bei der Europawahl 2024 ein im 

Vergleich zur Bundesebene unterdurchschnittliches Ergebnis.  

Abbildung 1: Die Stärke der Parteien in Baden-Württemberg 

bei Bund-, Landtags- und Europaparlamentswahlen seit 2016 

(Zweitstimmenanteile in %) 

 

Abkürzungen: BTW: Bundestagswahl, LTW: Landtagswahl, EW: Wahl zum Europäischen 
Parlament. Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, verfugbar auf: www.statistik-
bw.de, Darstellung des Autors. 

 

Insgesamt betrachtet hat sich das Parteiensystem in Baden-

Württemberg seit 2016 im Vergleich zum Zeitraum zuvor drastisch 

gewandelt. Nicht nur die Anzahl parlamentarisch vertretener Parteien ist 

durch das Hinzukommen der AfD von vier auf fünf Fraktionen 

angewachsen. Vielmehr erzielte die AfD Stimmenergebnisse, die sie 

mitunter zur dritt- oder gar zweitstärksten Partei in Baden-Württemberg 

machten. Damit geht einher die anwachsende Schwäche der SPD, die zum 

Verlust ihres Status als vormals zweitstärkste politische Kraft im Südwesten 

geführt hat. Zwar sind die Grünen als stärkste Partei aus den 

Landtagswahlen 2016 und 2021 hervorgegangen, jedoch lagen die 

Christdemokraten bei den verbleibenden Wahlen teils sehr deutlich vor den 

Grünen, so dass man bei Baden-Württemberg nicht von einem „grünen 

Musterland“ ausgehen kann. Es bleibt abzuwarten, ob sich das starke 

https://www.statistik-bw.de/staat-und-gesellschaft/wahlen/
https://www.statistik-bw.de/staat-und-gesellschaft/wahlen/
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Abschneiden der Grünen bei Landtagswahlen in Baden-Württemberg auch 

ohne den mit hohen Sympathiewerten ausgestatteten Ministerpräsidenten 

Kretschmann fortsetzen wird oder ob die Grünen bei den kommenden 

Landtagswahlen auf Stimmenanteile zurückfallen werden, die ihren 

Ergebnissen bei Bundestags- und Europawahlen in Baden-Württemberg 

entsprechen. Auch wird ein etwaiger Erfolg der Linken in Baden-

Württemberg, auf den das gute Abschneiden der Partei bei der 

Bundestagswahl 2025 hindeutet, das parlamentarische Parteiensystem 

komplexer und damit die Suche nach Mehrheiten im Landtag noch 

komplizierter machen.  

Die Evaluierung der Aussichten der Parteien in Baden-Württemberg 

für deren Abschneiden bei der kommenden Landtagswahl ist jedoch nicht 

nur aufgrund ihrer von Wahl zu Wahl zwischen 2016 und 2025 

schwankenden Ergebnisse schwierig. Die jüngere politikwissenschaftliche 

Forschung zum Wahlverhalten zeigt, dass ein anwachsender Anteil von 

Wählerinnen und Wähler nicht nur häufiger die von ihnen präferierten 

Parteien wechselt, sondern auch viel später im Wahlkampf eine endgültige 

Wahlentscheidung trifft9. So entschieden sich bei Bundestagswahlen in den 

1960er Jahren rund 5% der Wählerinnen und Wähler für eine Partei in den 

zwei bis vier letzten Wochen vor der Wahl, während dieser Anteil auf rund 

40% in den 2010er Jahren anstieg10. Dies lässt kurzfristigen Faktoren wie 

der Ausgestaltung der Wahlkampagnen und den Themenschwerpunkten in 

den Wahlkämpfen eine größere Bedeutung als früher für das Wahlverhalten 

zukommen. Hinzu kommt die Vergrößerung der Wählerschaft durch die 

Ausweitung des Wahlrechts auf 16- und 17-jährige, deren Parteipräferenzen 

volatiler sein können als die der älteren Teile des Elektorats. Vor diesem 

Hintergrund sind auch Umfragen, die mehrere Monate oder Wochen vor 

der Wahl erhoben wurden, nur sehr begrenzt aussagefähig dahingehend, 

wie die Parteien am Tag der Wahl abschneiden werden.  

Zudem ist die Popularität der Parteien und damit ihre Aussichten an 

der Wahlurne von zahlreichen Faktoren abhängig. Dazu gehört unter 

anderem die aktuelle und künftige Situation der Wirtschaft und inwieweit 

deren Entwicklung von den Wählern der jeweiligen Regierung 

zugeschrieben wird11. Angesichts der insgesamt schlechten wirtschaftlichen 

Stimmung in Baden-Württemberg wie auch in Deutschland, die von den 

 
 

9. K. Arzheimer, „ ‚Dead Men Walking ?‘ Party Identification In Germany, 1977-2002“, in 

Electoral Studies, 2006/4, Nr. 25, S 791-807; R. Schmitt-Beck und J. Partheymüller, „Why Voters 

Decide Late: A Simultaneous Test Of Old And New Hypotheses At The 2005 And 2009 German Federal 

Elections“, in German Politics, 2012/3, Nr. 21, S 299-316; R. Dassonneville u.a., „Causes and 

consequences of late deciding“, in K. Deschouwer (Hrsg.), Mind the Gap. Political Participation and 

Representation in Belgium, Colchester, ECPR Press, 2017, S. 201-277. 

10. Ebenda, S. 204. 

11. R. M. Duch und R. Stevenson, „The Global Economy, Competency, And The Economic Vote“, in 

The Journal of Politics, 2010/1, Nr. 72, S. 105-123; T. Persson und G. Tabellini, Macroeconomic policy, 

credibility and politics, Abingdon, Routledge, 1990. 
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Bürgerinnen und Bürgern eher pessimistisch evaluiert wird12, ist zu 

erwarten, dass Grüne und CDU als die beiden Regierungsparteien in 

Baden-Württemberg und auch Christ- und Sozialdemokraten als die 

regierenden Parteien auf Bundesebene für die wirtschaftliche Lage 

mitverantwortlich gemacht werden und sich dies – aufgrund deren 

schlechten Evaluierung durch die Bürger – negativ auf deren Wahlchancen 

auswirken wird.  

Relevant ist zudem, wie gut es den Regierungsparteien gelingt, 

handlungsfähig und zupackend zu agieren13, zentrale Versprechen 

umzusetzen14 und wie viele bittere Kompromisse dazu die eigene 

Wählerschaft verdauen muss15. Auch die Beliebtheit des Spitzenpersonals, 

insbesondere des Regierungsoberhaupts – Ministerpräsident oder Kanzler 

–, ist ein wichtiger Faktor für das Abschneiden bei den nächsten Wahlen16, 

von welchem in Baden-Württemberg,  bei den Landtagswahlen 2016 und 

2021 die Grünen besonders profitiert haben. Die programmatische 

Spannweite einer Koalitionsregierung ist ein Indikator für das Ausmaß an 

Kompromissen, die eine Regierung für eine stabile Zusammenarbeit 

während einer Legislaturperiode eingehen muss. Die ideologisch-

programmatische Ausrichtung von Grünen und CDU als den beiden 

regierenden Parteien in Baden-Württemberg seit 2016 war und ist – trotz 

der in Baden-Württemberg im Vergleich zur Bundesebene deutlich 

moderater ausgerichteten Grünen – in zentralen Fragen wie der 

Wirtschafts-, Infrastruktur-, Migrations- und Bildungspolitik groß, so dass 

die ausgehandelten Kompromisse für die Anhänger der Parteien in aller 

Regel wenig erfreulich sind. Dies führt – wie auch bei der Ampelkoalition 

auf Bundesebene zwischen 2021 und 2024 – zu einem Rückgang der 

Zufriedenheit mit der Regierungskoalition insgesamt und ihren Parteien 

insbesondere17. Für die Grünen wie für die CDU sind dies keine guten 

Aussichten für ihr Abschneiden bei der anstehenden Landtagswahl. So 

könnten sich ihre jeweiligen unzufriedenen früheren Wählerinnen und 

 

 

12 Vgl. zum Beispiel die Ergebnisse der Erhebungen der Forschungsgruppe Wahlen: verfugbar auf: 

www.forschungsgruppe.de. Siehe auch: „Umfrage: Jeder fünfte Mensch in BW sorgt sich um seinen 

Job“, SWR, 2026, verfügbar auf: www.swr.de.  

13. S. Ganghof und T. Bräuninger, „Government Status And Legislative Behaviour: Partisan Veto Players 

in Australia, Denmark, Finland and Germany“, in Party Politics, 2006/4, Nr. 12, S. 521-539. 

14. R. Thomson u.a., „The Fulfillment of Parties’ Election Pledges: A Comparative Study on the Impact 

of Power Sharing“, in American Journal of Political Science, 2017/3, Nr. 61, S. 527-542. 

15. D. Fortunato, „The Electoral Implications Of Coalition Policy Making“, in British Journal of Political 

Science, 2019/1, Nr. 49, S. 59-80. 

16. H. Schoen und R. Greszki , „A Third Term For A Popular Chancellor: An Analysis Of Voting 

Behaviour In The 2013 German Federal Election“, in German Politics, 2014/4, Nr .23, S. 251-267. 

17. Siehe M. Debus, L. Siefken und C. Stecker, „Die kontinuierlich wachsende Unzufriedenheit mit der 

Ampelkoalition. Eine Evaluierung der Zufriedenheit der Wählerinnen und Wähler mit den 

Regierungsparteien während der 20. Legislaturperiode des Bundestages“, in R. Zohlnhöfer und 

F. Engler (Hrsg.), Die Ampel-Koalition zwischen Fortschrittsversprechen, Dauerkrise und 

Polarisierung. Eine Bilanz der Regierung Scholz, 2021-2025, Wiesbaden, Springer VS, 2026, im 

Erscheinen.  

https://www.forschungsgruppe.de/Umfragen/Politbarometer/Langzeitentwicklung_-_Themen_im_Ueberblick/Politik_II/
https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/unternehmer-bw-umfrage-wirtschaft-100.html
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Wähler für eine andere Partei oder für die Nichtwahl bei der kommenden 

Landtagswahl entscheiden. Dies könnte wiederum die momentanen 

Oppositionsparteien AfD, SPD, FDP und – außerparlamentarisch – die 

Linke und das BSW stärken. Eine Implikation hiervon wäre, dass selbst 

CDU und Grüne keine gemeinsame Mehrheit mehr im Landtag erreichen 

könnten, was dann die Regierungsbildung massiv verkomplizieren würde, 

insbesondere wenn auch keine Mehrheit für eine Koalition aus CDU, SPD 

und FDP möglich wäre.   

Schließlich ist bedeutsam, inwiefern die Wählerinnen und Wähler die 

Parteien als einig bzw. zerstritten wahrnehmen. Ein öffentliches Bild der 

Zerstrittenheit erweist sich dabei als schwere Hypothek – unabhängig 

davon, ob eine Partei an der Regierung beteiligt ist oder auf den 

Oppositionsbänken sitzt. In diesem Fall weisen die Bürger den Parteien 

eine deutlich geringere Problemlösungskompetenz zu18. Diese ist wiederum 

selbst ein zentraler Faktor zur Erklärung des Wahlverhaltens. Werden 

Parteien und die von ihr gebildeten Regierungen als zerstritten 

wahrgenommen, ist also – unabhängig von der tatsächlichen Performanz 

einer Regierung in anderen Bereichen – zu erwarten, dass die Chancen auf 

einen erneuten Wahlsieg der Regierungsparteien eher schlecht stehen. 

Zwar ist das Ausmaß der Zerstrittenheit bei der baden-württembergischen 

CDU in den letzten Jahren deutlich zurückgegangen und die Partei 

versammelte sich weitgehend einhellig hinter ihrem Vorsitzenden und 

Spitzenkandidaten Manuel Hagel19. Auch die Grünen nominierten einhellig 

und ohne nach außen getragene Konflikte ihren Spitzenkandidaten Cem 

Özdemir20. Gleichzeitig gibt es bei beiden Parteien auf Landes- wie auf 

Bundesebene innerparteiliche Diskussionen um den künftigen inhaltlichen 

Kurs in zentralen Politikfeldern, etwa der Wirtschafts- und Sozialpolitik 

(hier bei der CDU insbesondere in Fragen der Rentenpolitik21), der 

Einwanderungspolitik wie der Energie- und Klimapolitik, und – vor allem 

im Fall der Christdemokraten – um den Umgang mit der AfD. Die 

letztgenannten Politikbereiche stellen auch große Hürden für eine etwaige 

Fortsetzung der Regierungskoalition zwischen Grünen und CDU dar. 

Während die Grünen in ihrem Wahlprogramm den Ausbau erneuerbarer 

Energien, grüne Wasserstofftechnologien, Elektromobilität und eine 

ressourcenschonende Kreislaufwirtschaft betonen, stellt die CDU eine 

wachstumsorientierte Standortpolitik heraus, die auf Technologieoffenheit 

und – zentral für die Automobilindustrie im Südwesten – die Abschaffung 

 
 

18. Z. D. Greene und M. Haber, „The Consequences Of Appearing Divided: An Analysis Of Party 

Evaluations And Vote Choice“, in Electoral Studies, 2015/3, Nr. 37, S. 15-27. 

19. R. Muschel, „Schaffe, schaffe, Wahl gewinne“, in Süddeutsche Zeitung, 7. Januar 2026, verfügbar 

auf: www.sueddeutsche.de. 

20. J. Löhr und C. Budras „Warum Cem Özdemir eine grüne Agenda 2010 für nötig hält“, in 

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 11. November 2025, verfügbar auf: www.faz.net. 

21. R. Soldt, „Für den Sieg auf Distanz zu Merz“, in Frankfurter Allgemeine Zeitung, 20. November 

2025, verfügbar auf: www.faz.net. 

https://www.sueddeutsche.de/politik/baden-wuerttemberg-manuel-hagel-cdu-kandidat-ministerpraesident-li.3362300?reduced=true
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/gruene-agenda-2010-cem-oezdemirs-positionen-passen-gut-zu-denen-der-cdu-accg-110772513.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/warum-hagel-sich-gegen-merz-stellt-110786968.html
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des Verbrennerverbots setzt. Sollten Grüne und CDU erneut eine 

gemeinsame Regierung bilden (müssen), dann sind Einigungen bei den 

Themenbereichen Wirtschaft und Energie nicht nur schwierig zu erzielen. 

Vielmehr können die dann erzielten Kompromisse innerhalb beider 

Parteien für Unzufriedenheit sorgen, die dann während der 

Legislaturperiode die Arbeit einer möglichen grün-schwarzen oder 

schwarz-grünen Regierungskoalition erschweren und destabilisieren 

könnten.  

Innerparteiliche Konflikte substanzieller Natur finden sich auch bei 

den Sozialdemokraten, etwa im Hinblick auf die Außen- und 

Verteidigungspolitik, sowie in der AfD hinsichtlich ihres Umgangs mit dem 

völkisch-nationalen Flügel, der insbesondere in ihren ostdeutschen 

Landesverbänden tonangebend ist, und in Fragen der Außen- und 

Verteidigungspolitik, konkret hinsichtlich der Befürwortung oder 

Ablehnung der Wiedereinführung des allgemeinen Wehrdiensts.  

Vor dem Hintergrund dieser Erörterungen ist es schwer, genaue 

Vorhersagen zum Ausgang der Wahl zu treffen. Vieles spricht dafür, dass 

die Ausgangslage für die beiden regierenden Parteien in Baden-

Württemberg – Grüne und CDU – nicht gut ist und die AfD – trotz 

innerparteilicher Streitigkeiten über die Grundausrichtung der Partei – 

sowie die Linke und möglicherweise auch die FDP von der Schwäche der 

Regierungsparteien auf Landesebene profitieren können. Für eine genauere 

Einschätzung ist jedoch ein Überblick zu den Themenschwerpunkten im 

Landtagswahlkampf und zur wirtschaftlichen Problemlage einerseits sowie 

über die programmatischen Positionen, die die Parteien in Baden-

Württemberg in ihren Wahlprogrammen einnehmen, andererseits 

notwendig. Dies erlaubt auch eine Analyse des anstehenden 

Regierungsbildungsprozesses nach der Landtagswahl 2026.  

 



 

Die wirtschaftliche Lage 

Baden-Württembergs  

und ihre Implikationen  

für die Landtagswahl 

Die Inhalte von Wahlkämpfen sowie die Entscheidungsmuster der 

Wählerinnen und Wähler werden maßgeblich von den Themen beeinflusst, 

die auf der tagespolitischen Agenda stehen und damit als zentrale politische 

Probleme von der Bevölkerung und seitens der politischen 

Entscheidungsträger angesehen werden. Hinzu kommen solche 

Politikbereiche, die genuin in der Entscheidungshoheit der jeweiligen 

Gebietskörperschaften – im Fall der Bundesländer in Deutschland 

insbesondere die Bildungspolitik – liegen, sowie die strategisch-taktischen 

Bemühungen von Parteien, solche Themen in den Vordergrund zu rücken, 

in denen sie als besonders kompetent angesehen werden.  

Legt man die Stimmung in der Bevölkerung zugrunde, dann zeigt sich, 

dass neben dem Thema Migration, Flüchtlinge und Integration 

insbesondere die wirtschaftliche Lage und damit verbundene Themen wie 

Arbeitslosigkeit, Renten und Energiekosten die Fragen sind, die eine 

Mehrheit der deutschen Bevölkerung als zentrales Problem im Dezember 

2025 identifiziert22. Diese von der Bevölkerung als zentral identifizierte 

Problemlage geht nicht nur mit der politischen Debatte einher, die sich seit 

der Bundestagswahl 2025 neben dem Thema Migration und Integration 

verstärkt um die Zukunft des Wirtschaftsstandorts Deutschland dreht23. 

Vielmehr weisen die Daten zur Entwicklung der wirtschaftlichen Lage in 

Deutschland im Allgemeinen sowie in Baden-Württemberg im Besonderen 

in der Tat nicht auf eine positive Entwicklung in den letzten Jahren hin. So 

nahm das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Deutschland – jeweils im 

Vergleich zum Vorjahr – 2023 um 0,9% und 2024 um 0,5% ab. 2025 

konnte das BIP lediglich um 0,2% zulegen24. Zudem zeigen die Daten des 

Statistischen Bundesamts, dass der leichte Aufschwung der Wirtschaft in 

Deutschland vor allem auf gestiegene Konsumausgaben der privaten 

 
 

22. Die vollständigen Ergebnisse des Politbarometers können hier als Zeitreihe abgerufen werden. Siehe 

„Politik II“, Forschungsgruppe Wahlen, verfügbar auf: www.forschungsgruppe.de. 

23. W. Schroeder und H. Bruns, „Die Bundestagswahl vom 23. Februar 2025: Atempause in einer 

politisierten Gesellschaft“, in Zeitschrift für Parlamentsfragen, 2025/3, Nr. 56, S. 613-644. 

24. „Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2025 um 0,2 % gewachsen“, Statistisches Bundesamt 2026, 

verfügbar auf: www.destatis.de. 

https://www.forschungsgruppe.de/Umfragen/Politbarometer/Langzeitentwicklung_-_Themen_im_Ueberblick/Politik_II/
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/01/PD26_017_811.html?nn=2110%20%5baufgerufen
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Haushalte und des Staates zurückzuführen ist, wohingegen die Exporte 

erneut nachgeben und nach wie vor eine Investitionsschwäche besteht. Die 

deutsche Exportwirtschaft ist von der Zollpolitik der US-amerikanischen 

Regierung und der Aufwertung des Euros stark negativ betroffen und sieht 

sich mit einer wachsenden Konkurrenz aus China konfrontiert25. Die 

Konflikte im transatlantischen Bündnis um Grönland und die damit 

verbundenen Zollankündigungen der US-amerikanischen Regierung 

könnten sich weitergehend negativ auf die deutsche Wirtschaft allgemein 

und die besonders exportorientierte baden-württembergische Wirtschaft 

insbesondere auswirken. Ein weiterer zentraler Indikator für die Persistenz 

der wirtschaftlich angespannten Lage ist die Situation im verarbeitenden 

Gewerbe, wo 2025 im dritten Jahr in Folge weniger erwirtschaftet wurde: 

Die preisbereinigte Bruttowertschöpfung nahm gegenüber dem Vorjahr um 

1,3% ab. Insbesondere die Automobilindustrie und der Maschinenbau 

hatten hier Einbußen zu verzeichnen26.  

Diese Schwäche der deutschen Exportwirtschaft und des 

verarbeitenden Gewerbes, gerade im Bereich der Automobilindustrie und 

des Maschinenbaus, betrifft Baden-Württemberg im besonderen Maße. 

Zum einen ist das jahrzehntelange Kennzeichen und Rückgrat der baden-

württembergischen Wirtschaft der Fokus auf die Kernbranchen 

Maschinenbau, Fahrzeugbau und Elektrotechnik27. Insbesondere die 

Automobilindustrie und Produktionstechnik werden zu den Stärken der 

Wirtschaft Baden-Württembergs gezählt, auch vor dem Hintergrund des 

Zusammenspiels großer Konzerne wie Mercedes-Benz, Bosch oder Porsche, 

mit mittelständischen Unternehmen, die in Baden-Württemberg 

beheimatet sind und teils noch vor Ort produzieren28. Zum anderen ist 

Baden-Württemberg eines der deutschen Bundesländer, deren Anteil der 

Warenexporte an der gesamtwirtschaftlichen Leistung besonders hoch ist. 

Insofern trifft die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland 

die Wirtschaft in Baden-Württemberg besonders hart. Dies führt zu 

konkreten Handlungen und Entscheidungen der Unternehmen: 

Großunternehmen wie Mercedes-Benz, Bosch oder ZF in Friedrichshafen 

haben 2025 den Abbau tausender Arbeitsplätze angekündigt, und die 

Anzahl der Insolvenzen in Baden-Württemberg ist 2025 gegenüber 2024 

deutlich angestiegen29. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung berichtete im 

Zusammenhang mit dem massiven Stellenabbau in der Automobil- und 

 
 

25. Ebenda. 

26. Ebenda. 

27. H. Cost, „Die Wirtschaft Baden-Württembergs“, in H. -G. Wehling und R. Weber (Hrsg.), Baden-

Württemberg: Gesellschaft, Geschichte, Politik, Stuttgart, Kohlhammer, S. 217-237, hier S. 222. 

28. Ebenda, S. 226-228. 

29. „Wirtschaft im Südwesten bleibt 2026 im Krisenmodus“, in Die Zeit, 8. Dezember 2025, verfügbar 

auf: www.zeit.de [aufgerufen am 15. Januar 2026]; „Firmenpleite in Baden-Württemberg nehmen zu“, 

in Staatsanzeiger, 17. Dezember 2025, verfügbar auf: www.staatsanzeiger.de. 

https://www.zeit.de/news/2025-12/17/wirtschaft-im-suedwesten-bleibt-2026-im-krisenmodus
https://www.staatsanzeiger.de/nachrichten/wirtschaft/firmenpleiten-in-baden-wuerttemberg-nehmen-zu/
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Automobilzuliefererindustrie vor der „Angst vor Detroit“30 und nahm damit 

Bezug auf den Niedergang der Automobilindustrie in Michigan, der 

jahrzehntelang Detroit und seine Umgebung negativ geprägt hat. Der 

Geschäftsklimaindex, den das Münchner ifo-Institut erstellt, hat sich 

zudem 2024 verschlechtert und konnte 2025 nur unwesentlich zulegen31. 

Die Aussichten für 2026 haben sich nicht verbessert; eine 

Aufbruchstimmung herrscht bei den Unternehmen in Baden-Württemberg 

nicht und die Geschäftserwartungen für das erste Halbjahr 2026 fallen 

überwiegend pessimistisch aus32.  

Solche Maßnahmen der Unternehmen haben direkte Implikationen für 

die Stimmungslage in der Bevölkerung allgemein und für die politische 

Meinungsbildung insbesondere. Gemäß des repräsentativ erhobenen 

BaWü-Checks im November und Dezember 2025 sind 57% der Befragten 

stark oder sehr stark beunruhigt hinsichtlich der Lage der 

Automobilindustrie, und 68% der baden-württembergischen Bevölkerung 

fordern, dass die Landesregierung mehr zur Stärkung des 

Wirtschaftsstandorts Baden-Württemberg tun müsse33. Dass diese Aussage 

auch von 68% der prospektiven CDU-Wählerinnen und -Wähler geteilt 

wird, macht die Problematik der Christdemokraten deutlich: sie können 

sich als Juniorpartner der Grünen nicht von der eigenen Politik der 

Landesregierung distanzieren und werden mit den schlechten 

Evaluierungen der wirtschaftlichen Situation in Baden-Württemberg direkt 

assoziiert.      

Die Relevanz der wirtschaftlichen Entwicklung für das Abschneiden 

der Parteien bei Wahlen gerade in Baden-Württemberg machen Studien 

deutlich, die sich mit den Effekten der sozioökonomischen Strukturen in 

den Städten und Gemeinden Baden-Württembergs auf das Abschneiden 

der AfD bei den letzten Wahlen konzentrieren. Sie zeigen, dass die AfD 

nicht nur dort eine deutlich höhere Unterstützung erhält, wo in früheren 

Zeitperioden rechtsradikale Parteien überdurchschnittlich gut abschnitten, 

sondern auch, dass die AfD insbesondere in Gegenden mit größerem Anteil 

an Beschäftigten ohne akademischen Abschluss und dort, wo das 

verarbeitende Gewerbe historisch stark ausgeprägt war und nun ein 

industrieller Rückgang droht, tendenziell hohe Stimmengewinne einfahren 

kann34. Auch hängt ein industrieller Niedergang mit einer erhöhten 
 

 

30. R. Soldt, „Angst vor Detroit“, in Frankfurter Allgemeine Zeitung, 21. November 2025. 

31. „Konjunktur im Südwesten: Leichte Erholung – aber kein Befreiungsschlag“, L-Bank, 2026, 

verfügbar auf: www.konjunktur-bw.de; K. Demmelhuber und D. Schaller, „Industriestandort unter 

Druck: Baden-Württembergs Wirtschaft im Spannungsfeld konjunktureller Herausforderungen“, 

Ifo Institut, 2024, verfügbar auf: www.ifo.de. 

32. Vgl. oben L-Bank, 2026. 

33. „Umfrage: So groß ist die Sorge um den Automobilstandort im Südwesten“, in Süddeutsche Zeitung, 

11. Dezember 2025, verfügbar auf: www.sueddeutsche.de. 

34. Vgl. J. Kölzer, M. Debus und C. Stecker, „Alte Wurzeln, neue Wurzeln? Zum Einfluss früherer 

rechtsradikaler Unterstützung auf den AfD-Wahlerfolg bei der Europawahl 2024“, in 

Politische Vierteljahresschrift, Nr. 66, 2025, S. 847-865, verfugbar auf: https://link.springer.com; 

 

https://www.konjunktur-bw.de/berichte/default-32513fc001-17/
https://www.ifo.de/DocDL/sd-2024-11-demmelhuber-schaller-ifo-geschaeftsklima-baden-wuerttemberg.pdf
https://www.sueddeutsche.de/auto/umfrage-so-gross-ist-die-sorge-um-den-automobilstandort-im-suedwesten-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-251211-930-408000
https://link.springer.com/article/10.1007/s11615-025-00590-1
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Unterstützung für linkspopulistische Parteien zusammen35. Vor dem 

Hintergrund der strukturellen Probleme des industriellen Sektors in 

Baden-Württemberg deuten diese Erkenntnisse auf ein gutes Abschneiden 

nicht nur der AfD, sondern auch der Linken bei den anstehenden 

Landtagswahlen hin, was wiederum Verluste für Grüne und CDU, aber 

auch geringere Chancen auf Zugewinne bei den Oppositionsparteien SPD 

und FDP im Stuttgarter Landtag impliziert.      

 

 
 

M. Bayerlein, J. Kölzer und A. Metten, „Industrial Employment and Populism in Germany—Exploring 

the Effect of Actual and Looming Decline“, in Politische Vierteljahresschrift, 2025, verfugbar auf: 

https://link.springer.com.  

35. Vgl. oben M. Bayerlein u.a., 2025. 

https://link.springer.com/article/10.1007/s11615-025-00606-w


 

Die programmatischen Profile 

der baden-württembergischen 

Parteien 

Die aktuelle Problemlage Baden-Württembergs mit ihren strukturellen 

Schwierigkeiten in der Automobilindustrie und den entsprechenden, 

vielfach mittelständischen Zuliefererbetrieben spiegelt sich auch in den 

Schwerpunkten der Parteien im Wahlkampf wider. Zieht man die 

Reihenfolge der Politikfelder, in der sie in den Wahlprogrammen 

thematisiert werden, als Indikator für ihre Bedeutung für die jeweilige 

Partei heran36, dann finden sich – entgegen den Erwartungen, die man 

aufgrund der langfristigen Themenprofile von Parteien haben könnte – 

durchaus Überraschungen. Alle momentan im Landtag vertretenen 

Parteien sowie die Linke und das BSW stellen ihre Positionen zu 

wirtschafts-, sozial- und finanzpolitischen Fragen an die erste Stelle ihrer 

jeweiligen Wahlprogramme. Dies mag für Christ- und Freidemokraten wie 

auch für auf sozialen Ausgleich und Umverteilung bedachte linke Parteien 

wie Sozialdemokraten, Linke und BSW wenig überraschend sein37. Zentral 

ist jedoch, dass sich Bündnis 90/Die Grünen und die AfD, die jeweils einen 

in ihrer ideologischen Grundausrichtung begründeten inhaltlichen 

Schwerpunkt in der Umweltpolitik bzw. der Migrations- und 

Integrationspolitik haben, sich ebenfalls an erster Stelle mit 

sozioökonomischen Fragen beschäftigen. Dies signalisiert die Bedeutung 

des ökonomischen Problemdrucks in Baden-Württemberg insofern, als 

dass zwei Parteien, die vorrangig mit den Themen Umweltschutz bzw. 

Einwanderungsskepsis identifiziert werden und diese Themen auch selbst 

als ihre Kernbereiche betrachten, wirtschafts- und sozialpolitische Themen 

in den Vordergrund ihres Wahlprogramms und damit des zentralen 

Dokuments gerückt haben, aus dem die Wählerinnen und Wähler sowie die 

Medien die politischen Vorstellungen für die kommende Legislaturperiode 

entnehmen können und die in aller Regel als Grundlage für die 

Koalitionsverhandlungen dienen38.  

 
 

36. Vgl. A. Adendorf, „Topic Order in Election Manifestos. How the Order of Policy Issues Affects 

Voters’ Perceptions of Parties’ Key Issues“, Konferenzbeitrag präsentiert auf dem European Politics 

Online Workshop, April 2022, verfügbar auf: https://europow.com. 

37. M. Baumann, M. Debus und M. Gross, „Strategic issue emphasis in parties’ election campaign 

statements“, in Party Politics, 2021/3, Nr. 27, S. 515-527. 

38. I. Budge u.a., Mapping policy preferences: estimates for parties, electors, and governments, 1945-

1998, Oxford, Oxford University Press, 2001; S. Bowler u.a., „Let’s Just Agree to Disagree: Dispute 

Resolution Mechanisms in Coalition Agreements“, in The Journal of Politics, 2016/4, Nr. 78, S. 1264-

 

https://europow.com/files/2022-04-12_adendorf.pdf
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Einen weiteren Schwerpunkt in den Wahlprogrammen aller Parteien 

nehmen bildungspolitische Fragen ein, was aufgrund der Tatsache, dass die 

Gestaltung der Bildung- und Wissenschaftspolitik Sache der Bundesländer 

ist, nicht überraschend ausfällt. Auffällig ist die verstärkte Betonung nicht 

nur außen- und europapolitischer Fragen, die im Kontext der 

exportorientierten Wirtschaft Baden-Württembergs naheliegend ist, 

sondern auch die Berücksichtigung verteidigungspolitischer Themen. Zwar 

ist dies vor dem Hintergrund des Angriffskriegs Russlands gegen die 

Ukraine und aufgrund der internen Konflikte in der NATO nicht 

verwunderlich, jedoch findet sich eine solche verstärkte Betonung außen- 

und verteidigungspolitischer Sachverhalte in Landtagswahlprogrammen 

auch aufgrund der Nichtzuständigkeit der Bundesländer nur selten39. 

Ebenfalls auffällig ist die Art und Weise, wie die baden-württembergischen 

Grünen das Thema Migration und Integration in ihrem Wahlprogramm 

behandeln. Dies geschieht nicht nur im letzten Kapitel des 

Wahlprogramms, sondern auch unter dem Framing des eher konservativ-

traditionell besetzten Begriffs „Heimat“. Dies könnte daraufhin deuten, 

dass das seit den Migrationswellen 2015 und 2016 nahezu durchgängig 

präsente Thema Einwanderung weniger progressiv präsentiert wird, um 

auch solche Wählerinnen und Wähler anzusprechen, die – im Gegensatz 

zur allgemeinen Wählerschaft der Grünen – skeptischere Positionen zu 

Migration haben. Vor dem Hintergrund des Spitzenkandidatenwechsels der 

Grünen in Baden-Württemberg kann das durchaus überraschende 

„Framing“ des Themas Migration dadurch begründet sein, konservativer 

ausgerichtete Wählerschichten zu halten, die bei den letzten 

Landtagswahlen vor allem wegen des inhaltlichen Profils Kretschmanns 

Grüne gewählt haben. 

Nun sagt die schwerpunktmäßige bzw. vorrangige Behandlung von 

Themen in den Wahlprogrammen nicht zwingend etwas über die 

programmatische Positionierung der Parteien aus. Die Inhaltsanalyse der 

Wahlprogramme zu den Landtagswahlen von 2011 bis 2026 zeigt eine 

Verortung der Parteien auf zentralen Politikfeldern und ihren 

programmatischen Wandel über die letzten 15 Jahre auf40.   

 
 

1278; H. Klüver und H. Bäck, „Coalition agreements, issue attention, and cabinet governance“, in 

Comparative Political Studies, Nr. 52(13-14), 2019, S. 1995-2031. 

39. T. Bräuninger u.a, Parteienwettbewerb in den deutschen Bundesländern, Wiesbaden, VS Verlag für 

Sozialwissenschaften, 2020. Vor dem Hintergrund der großen Bedeutung des Verhältnisses 

Deutschlands zu Russland für die Bevölkerung in Ostdeutschland ist jedoch zu erwarten, dass AfD und 

BSW verstärkt in Landtagswahlen mit ihren russlandfreundlichen Positionen in den dortigen 

Wahlkämpfen werben. 

40. Die Inhaltsanalyse basiert auf einem sogenannten Word-Scoring-Verfahren. Dabei wird die 

Häufigkeit von Wörtern in den Wahlprogrammen erfasst und mit Referenztexten verglichen, deren 

programmatische Positionen durch frühere Analysen bereits bekannt sind. Die hier herangezogenen 

Daten beruhen auf einem kontinuierlich fortgeschriebenen Datensatz, in dem auf der Grundlage aller 

Wahlprogramme zu Bundes- und Landtagswahlen in Deutschland seit Januar 1990 die Positionen der 

Parteien auf zentralen Politikdimensionen dokumentiert sind, vgl. M. Laver, K. Benoit und J. Garry, 
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Dabei sind zwei prägende Politikdimensionen besonders wichtig, die 

die Positionen der Parteien zu sozioökonomischen einerseits und 

gesellschaftspolitischen Fragen andererseits abbilden.41 Hier lassen sich 

zwischen 2011 und 2026 keine gravierenden Verschiebungen beobachten.42 

Christ- und Sozialdemokraten sowie FDP und Grüne nehmen – im 

Vergleich zu anderen Bundesländern43 – relativ moderat ausgerichtete, 

tendenziell zentristische Positionen zu den beiden Politikbereichen ein. Die 

Liberalen stehen wirtschaftspolitisch der Union näher, 

gesellschaftspolitisch hingegen eher der SPD, auch wenn die Distanz zur 

CDU aufgrund ihrer zunehmend moderaten gesellschaftspolitischen 

Ausrichtung seit 2011 deutlich geringer ist als von 1992 bis 200644. 

Aufgrund der sozialstrukturellen Gegebenheiten in Baden-Württemberg 

hätte man eine konservativere Position der Union erwartet, auch um 

Wählerinnen und Wähler der AfD, die 2016 und 2021 jeweils eine 

gesellschaftspolitisch klar traditionelle Position einnahm, ein inhaltliches 

Angebot zu machen. Die bislang nie im Landtag vertretene Linke nimmt 

eine extreme Position in wirtschafts- sowie gesellschaftspolitischen Fragen 

ein, die sich 2021 noch weiter nach links bewegte. Das BSW, das 2026 zum 

ersten Mal bei einer baden-württembergischen Landtagswahl antritt, 

nimmt überraschend eine den Grünen und der SPD nahestehende Position 

in seinem Wahlprogramm ein.   

Auffällig ist die Positionsverschiebung der Grünen zur Landtagswahl 

2026 (siehe Abbildung 2). So rücken die Grünen insbesondere 

gesellschaftspolitisch in die moderatere Richtung, was in Übereinstimmung 

mit dem „Framen“ des Themenbereichs Migration unter einen eher 

konservativ besetzen Begriff „Heimat“ ist. Die CDU verschob ihre 

wirtschaftspolitisch moderate Position zur Landtagswahl 2026 hin zu 

verstärkt marktliberalen Positionen, während sie sich 2021 noch 

wirtschafts- wie gesellschaftspolitisch leicht nach links bewegte. Die 

Landtagswahlprogramme der CDU waren in Fragen der Gesellschaftspolitik 

sehr moderat ausgerichtet, sodass die AfD in einen „offenen Bereich“ des 

Politikraums in Baden-Württemberg eindringen und diesen sowohl 2021 

als auch 2026 wiederbesetzen konnte. Gleichwohl verschob die Südwest-
 
 

„Extracting Policy Positions from Political Texts Using Words as Data“, in 

American Political Science Review, 2003/2, Nr. 97, S. 311-331; T. Bräuninger, M. Debus und J. Müller, 

„Estimating Policy Positions of Political Actors Across Countries and Time“, Mannheimer Zentrum für 

Europäische Sozialforschung, MZES Arbeitspapier, Nr. 153, 2013. 

41. Vgl. etwa F. U. Pappi, „Regierungsbildung im deutschen Fünf-Parteiensystem“, in 

Politische Vierteljahresschrift, 2009/2, Nr. 50, S. 187-202; M. Debus, „Parteienwettbewerb und 

Wahrscheinlichkeit verschiedener Koalitionsoptionen bei der Bundestagswahl 2021“, in 

Politische Vierteljahresschrift, 2022/1, Nr. 63, S. 73-88.  

42. Siehe die Präsentation der Parteipositionen von 2011 bis 2021 in Marc Debus: Parteienwettbewerb 

und Koalitionsbildung in Baden-Württemberg im Rahmen der Landtagswahl 2021, in: F. Hörisch und 

S. Wurster (Hrsg.), Kiwi im Südwesten: Eine Bilanz der zweiten Regierung Kretschmann 2016-2021, 

Wiesbaden, Springer VS, 2021, S. 21-41. 

43. Vgl. oben T. Bräuninger u.a., 2020, S. 73-77. 

44. Vgl. oben M. Debus, 2021, S. 30. 
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CDU ihre Position insbesondere in gesellschaftspolitischen Fragen nicht so 

weit in die progressive Richtung wie die Christdemokraten in anderen 

Bundesländern, etwa in Schleswig-Holstein zur Landtagswahl 2017 oder in 

Nordrhein-Westfalen zur Landtagswahl 202245. Die FDP veränderte ihre 

programmatische Ausrichtung hingegen kaum.  

Abbildung 2: Positionen der baden-württembergischen 

Landesparteien in der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, 

2021-2026 

 

Quelle: Fortschreibung des Datensatzes von Bräuninger u.a.
46

 Die Pfeile geben die 
Verschiebungen der Positionen ausgewählter Parteien an; die Balken um die Parteiposition weißt 
den statistischen Schwankungsbereich aus.  

 

 
 

45. Vgl. T. Bräuninger u.a., 2020, S. 175. 

46. T. Bräuninger u.a., Parteienwettbewerb in den deutschen Bundesländern, Wiesbaden, Springer VS, 

2020. 



 

Die Wahlkampfthemen  

und ihre Relevanz  

für die Regierungsbildung 

Welche Implikationen haben nun die programmatischen Positionen für die 

anstehende Regierungsbildung, bei der die programmatischen Positionen 

der Parteien gemeinsam mit deren Sitzstärke und den vor der Wahl 

getätigten Koalitionsaussagen ein zentraler Faktor sind? Die 

programmatisch „kompaktesten“ Koalitionsoptionen, die keine als Partner 

ausgeschlossene Partei umfassen, wären – neben einem grün-roten 

Bündnis – eine Koalition aus CDU und FDP. Allerdings ist es aufgrund der 

aktuellen Stimmungslage und Umfragen sehr unwahrscheinlich, dass eines 

dieser beiden Zweierbündnisse eine parlamentarische Mehrheit erreichen 

wird. Aufgrund der Positionsverschiebung von Bündnis 90/Die Grünen zu 

wirtschafts- und insbesondere gesellschaftspolitisch moderateren 

Positionen sind die Schnittmengen zum Koalitionspartner CDU im 

Vergleich zu 2021 größer geworden. Dies sollte das Aushandeln eines 

Koalitionsabkommens zwischen beiden Parteien leichter machen als noch 

2021, auch wenn die Christdemokraten ein Bündnis mit den Grünen nicht 

priorisieren. Inhaltlich bestehen große Unterschiede bei Fragen wie der 

Zukunft der Automobilindustrie und konkret der Zukunft des 

Verbrennungsmotors, den die Grünen konsequent ablehnen, die CDU 

hingegen für hybride Lösungen eintritt, wie auch in der 

Infrastrukturpolitik, wo die Grünen für Ausbau bestehender Straßen und 

Bahntrassen plädiert, wohingegen die CDU den Bau von neuen Straßen und 

Bahntrassen favorisiert. Sollten AfD und Linke im Landtag so stark werden, 

dass selbst eine Fortsetzung des grün-schwarzen oder schwarz-grünen 

Bündnisses aufgrund fehlender parlamentarischer Mehrheit nicht möglich 

ist und auch eine Koalition aus CDU, SPD und FDP über keine Mehrheit 

verfügt, dann bliebe als realistische Alternative nur die Einbeziehung der 

SPD in eine Koalition aus CDU und Grünen. Dies würde die 

programmatische Heterogenität der nächsten baden-württembergischen 

Landesregierung noch weiter vergrößern, was zu langwierigeren 

Verhandlungen zwischen den Partnern führen könnte47 und den 

wirtschafts- wie gesellschaftspolitischen Schwerpunkt der nächsten 

Regierung eher nach links verlagern würde. Letzteres würde wiederum auf 

große Unliebe innerhalb der CDU stoßen, da vor allem in wirtschafts-, aber 
 
 

47. H. Bäck, A. Quiroz Flores und J. Teorell, The Selection and Tenure of Foreign Ministers Around the 

World. Cambridge, Cambridge University Press, 2024. 
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auch gesellschaftspolitischen Fragen sich Grüne und SPD wohl besser 

aufgrund ihres höheren Gewichts in einer potenziellen Koalitionsmehrheit 

durchsetzen sollten und damit vor allem der wichtige, auf strukturelle 

Reformen in wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen pochende 

Mittelstandsflügel innerhalb der CDU unzufrieden sein würde.  

Sollten sich CDU und Grüne, gegebenenfalls unter Einbeziehung der 

Sozialdemokraten, nicht auf einen tragfähigen inhaltlichen Kompromiss in 

den zentralen Politikfeldern – insbesondere der Wirtschaftspolitik, die 

aufgrund der aktuellen konjunkturellen Lage Baden-Württembergs den 

wichtigsten Politikbereich ausmacht und bei der CDU und Grüne gerade in 

Fragen der Zukunft der Automobilindustrie sehr unterschiedliche 

Positionen, insbesondere bei der Frage des Aus des Verbrennermotors und 

der Elektromobilität einnehmen – einigen, dann bliebe als Option die 

Bildung einer Minderheitsregierung, die sich je nach Politikfeld wechselnde 

Mehrheiten im Parlament sucht48. Dies würde wirtschaftspolitisch zu einer 

für die Unternehmen unsicheren Lage führen, da ohne 

Koalitionsabkommen und mit wechselnden Mehrheiten die Politikinhalte 

der nächsten Regierung weniger voraussehbar wären. Gleichzeitig würde 

die politische Diskussion um die Einbeziehung der – von allen anderen 

Parteien als Partner ausgeschlossenen – AfD in den legislativen 

Entscheidungsfindungsprozess starten, welcher massive Auswirkungen auf 

die Konflikte zwischen und innerhalb der Parteien nicht nur in Baden-

Württemberg, sondern auch in Deutschland hätte.  

 
 

48. Siehe C. Stecker, Ohne Koalitionskorsett und Brandmauern - Wie flexible Mehrheiten die 

Demokratie stärken, Frankfurt am Main, Campus Verlag, 2026. 



 

Bundesweite Auswirkungen 

der baden-württembergischen 

Landtagswahl  

Die Landtagswahl in Baden-Württemberg kann als „Agendasetzer“ für das 

Wahljahr 2026 in Deutschland mit Implikationen für die Bundespolitik und 

für die weiteren Wahlen in den Bundesländern im Jahr 2026 gelten. Dabei 

sind die Aussichten für die in Baden-Württemberg regierenden Parteien – 

Grüne und CDU – wie auch für die in der Bundesregierung vertretenen 

Parteien – CDU/CSU und SPD – alles andere als gut, da sie seitens der 

Wählerinnen und Wähler für die insbesondere im ansonsten wirtschaftlich 

starken Baden-Württemberg für die dort schlechte Lage insbesondere in 

der Automobilindustrie verantwortlich gemacht werden können. So ist 

damit zu rechnen, dass es aufgrund der immer wiederkehrenden Konflikte 

in der Bundesregierung und der sehr unterschiedlichen Positionierung 

zwischen CDU und Grünen  zu einem Anwachsen der Stimmenanteile für 

die Parteien des linken und rechten Randes bei der kommenden 

Landtagswahl kommen könnte. Sollte ein solches Ergebnis eintreten, dann 

würde dies zum einen zu einer schwierigen Regierungsbildung in Baden-

Württemberg führen, was komplizierte Koalitionsverhandlungen mit 

umständlichen Kompromissen gerade in wirtschafts- und 

energiepolitischen Fragen zur Folge hätte. Falls sich die Parteien nicht 

einigen könnten, stünde eventuell eine Minderheitsregierung im Raum und 

damit ein Aufflammen der „Brandmauer“-Diskussion, wie mit der AfD 

umgegangen werden soll. Dies würde insbesondere in der CDU große 

Diskussionen aufflammen lassen, die das Bündnis mit der SPD auf 

Bundesebene in Gefahr bringen würden.  

Zum anderen könnte ein schwaches Abschneiden von CDU, SPD und 

Grünen und gute Ergebnisse für AfD, Linke und auch die FDP die zwei 

Wochen später stattfindenden Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz 

beeinflussen und könnte noch Effekte für die Wahlen im Herbst in Sachsen-

Anhalt, Berlin und Mecklenburg-Vorpommern haben. Sollte die FDP in 

ihrem „Stammland“ Baden-Württemberg scheitern, lässt sich kaum 

absehen, wie sie in den anderen Bundesländern derart an Unterstützung 

gewinnen kann, um erneut in die Landesparlamente einzuziehen. Die 

Tatsache, dass die CDU in Koalitionen mit Grünen auf Landesebene und 

der SPD auf Bundesebene auf Kompromisse gerade in zentralen Themen 

wie Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Finanzen und Sozialstaat angewiesen ist, 

kann den Liberalen in von der Krise der Automobilindustrie gebeutelten 

Baden-Württemberg eine Chance eröffnen, frustrierte Unionswählerinnen 
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und -wähler für sich zu gewinnen. Sehr gute Ergebnisse der AfD wie auch 

der Linken können wiederum innerhalb der Unionsparteien wie auch der 

SPD zu Forderungen nach einer Profilschärfung zugunsten „rechterer“ bzw. 

„linkerer“ Positionen in zentralen wirtschafts- und gesellschaftspolitischen 

Fragen führen, die dann wiederum zu Konflikten und damit einer 

Destabilisierung der Bundesregierung beitragen würden. Insofern kann das 

Landtagswahlergebnis in Baden-Württemberg große Auswirkungen nicht 

nur auf die Landes-, sondern auch auf die Zukunft der Bundespolitik haben, 

wenn denn die ideologischen Ränder weiter an Stärke gewinnen und/oder 

die Regierungsbildung so komplex wird, dass über eine Kooperation mit 

der AfD nachgedacht werden müsste. Ob dies so kommt, wird sich jedoch 

erst herausstellen, wenn die Kräfteverhältnisse der Parteien im nächsten 

Stuttgarter Landtag am 8. März 2026 geklärt sind.       
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